
296 Gesetzblatt Teil I Nr. 16 — Ausgabetag: 15. Oktober 1968

Beratung 
wegen einfacher zivilrechtlicher 
und anderer Rechtsstreitigkciten

§55

(1) Die Konfliktkommission berät zur gütlichen Bei­
legung von
•— einfachen zivilrechtlichen Streitigkeiten' zwischen 

Bürgern wegen Geldforderungen
— Streitigkeiten wegen der Erfüllung rechtsverbindlich 

festgelegter Unterhaltsverpflichtungen

— anderen Rechtsstreitigkeiten mit einfachem Sachver­
halt zwischen Bürgern, die im alltäglichen Leben der 
Bürger aus Verletzungen ihrer Rechte und Pflichten 
insbesondere im Zusammenleben in der Haus- und 
Wohngemeinschaft entstehen

— einfachen zivilrechtlichen Streitigkeiten zwischen 
dem Betrieb und Betriebsangehörigen.

Die Konfliktkommission ist bei Streitigkeiten wegen 
Geldforderungen bis zur Höhe von etwa 5Ü0 M zu­
ständig.

(2) Anträge auf Beratung können ein oder mehrere 
Bürger, bei Streitigkeiten, die sich im Zusammenleben 
der Bürger in den Haus- und Wohngemeinschaften er­
geben, auch Hausgemeinschaftsleitungen stellen. An­
träge für den Betrieb stellt der Betriebsleiter oder ein 
leitender Mitarbeiter des Betriebes.

§56

(1) Die Beratung erfolgt in Anwesenheit des Antrag­
stellers und Antragsgegners. Ist das Erscheinen des An­
tragstellers oder des Antragsgegners aus wichtigen 
Gründen, wie längere Krankheit oder längere Ab­
wesenheit, nicht möglich, kann er sich durch einen Bür­
ger vertreten lassen.

(2) Die Konfliktkommission wirkt in der Beratung 
darauf hin, daß Antragsteller und Antragsgegner eine 
den Grundsätzen des sozialistischen Rechts ent­
sprechende Einigung erzielen. Sie bestätigt eine solche 
Einigung durch Beschluß. Bei der Einigung über Geld­
forderungen soll eine angemessene Zahlungsfrist oder 
Ratenzahlung vereinbart werden.

(3) Können Antragsteller und Antragsgegner keine 
Einigung erzielen, kann auf ihren gemeinsamen An­
trag über den Streitfall von der Konfliktkommission 
entschieden werden, soweit der Sachverhalt einfach, 
umfassend aufgeklärt und rechtlich nicht schwierig zu 
beurteilen ist.

§57

(1) Die Konfliktkommission kann bis zum Schluß der 
Beratung den Antrag auf Behandlung der Sache ab­
lehnen, wenn sich ergibt, daß der Sachverhalt nicht 
einfach, durch Befragen des Antragstellers, des Antrags­
gegners und anderer Bürger nicht zu klären oder recht­
lich schwierig zu beurteilen ist.

(2) Der Antragsteller hat das Recht, seinen Antrag 
bis zum Schluß der Beratung zurückzunehmen.

(3) Erscheint der Antragsteller oder der Antrags­
gegner unbegründet nicht zur Beratung oder kann we­

der eine Einigung erreicht noch eine Entscheidung nach 
§ 56 Abs. 3 getroffen werden, stellt die Konfliktkom­
mission die Beratung durch Beschluß ein.

(4) Der Antragsteller ist in den Fällen der Absätze 1 
bis 3 darauf hinzuweisen, daß er sich an das Kreis­
gericht wenden kann.

V.
Einspruch und Durchsetzung der Entscheidung

§58
Einspruchsrecht

(1) Antragsteller und Antragsgegner bei arbeits­
rechtlichen, zivilrechtlichen und anderen Rechtsstreitig­
keiten, der wegen eines Vergehens, einer Verfehlung, 
einer Ordnungswidrigkeit oder einer Schulpflichtverlet­
zung beschuldigte Bürger» der Antragsteller im Falle 
einer Beleidigung, Verleumdung oder eines Haus­
friedensbruches haben das Recht, gegen die Entschei­
dung der Konfliktkommission innerhalb von zwei 
Wochen nach Erhalt des Beschlusses in schriftlicher 
Form Einspruch beim Kreisgericht einzülegen oder zu 
Protokoll der Rechtsantragsstelle zu erklären. Dieses 
Recht hat auch der Geschädigte, soweit es die Entschei­
dung über die Wiedergutmachung des Schadens betrifft. 
Ist der Beschuldigte ein Jugendlicher, können auch die 
Erziehungsberechtigten Einspruch einlegen.

(2) Der Einspruch gegen die Bestätigung einer Eini­
gung in einer arbeits- oder zivilrechtlichen Streitigkeit 
kann nur damit begründet werden, daß eine Einigung 
nicht Vorgelegen hat oder diese gegen Grundsätze des 
sozialistischen Rechts verstößt.

(3) Der Staatsanwalt des Kreises, in dessen Bereich 
sich die Konfliktkommission befindet, kann gegen jede 
Entscheidung der Konfliktkommission innerhalb von 
drei Monaten nach Beschlußfassung Einspruch beim 
zuständigen Kreisgericht einlegen, wenn die Entschei­
dung oder einzelne Verpflichtungen nicht dem Gesetz 
entsprechen.

(4) Für die Entscheidung über den Einspruch ist das 
Kreisgericht zuständig, in dessen Bereich sich die Kon­
fliktkommission befindet.

§59
Entscheidung über den Einspruch

Für das Verfahren in Arbeitsrechtssachen gilt die 
Arbeitsgerichtsordnung vom 29. Juni 1961 (GBl. II
S. 271). Für das Verfahren vor dem Kreisgericht in den 
anderen Sachen finden die §§ 55 bis 57 der Schieds­
kommissionsordnung vom 4. Oktober 1968 (GBl. I S. 299) 
entsprechende Anwendung.

Durchsetzung der Entscheidung 

§60

(1) Der Bürger soll übernommene oder ihm als Er­
ziehungsmaßnahme auferlegte Verpflichtungen frei­
willig erfüllen.

(2) Die Zahlung einer Geldbuße erfolgt an den Rat 
der Gemeinde, den Rat der Stadt oder des Stadtbezir­
kes, in dessen Bereich der Bürger wohnt.


